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Initiative Stuttgart selber machen

BürgerInnenParlament

                                                                                                              Stuttgart, 13. Februar 2014

Sehr geehrter Oberbürgermeister Fritz Kuhn,

mit ihrem Schreiben vom 17. Januar 2014 haben Sie uns mitgeteilt, dass Sie keinen Anlass 
sehen von der Strafanzeige bzgl. der Rathausnutzung am 10./11.11.2012 gegen zehn Frauen 
und Männer abzusehen. Am 19.02.2014 findet der dritte Verhandlungstag am Amtsgericht 
Stuttgart statt. Noch immer sitzen Bürgerinnen und Bürger wegen aktiver Bürgerbeteiligung auf 
der Anklagebank.
Nun ja.

Ebenso haben Sie uns mitgeteilt, dass Sie im Interesse der Gleichbehandlung auf die 
Begleichung der Rechnungen bestehen werden. Für die Nutzung des Rathauses sind uns bis 
jetzt rund 6.000 ! in Rechnung gestellt worden.
Wir sind in einer politischen Notlage. Wir brauchen die Räume im Offenen Rathaus Stuttgart für 
die Konvente zur Gründung eines BürgerInnen-Parlaments.
Wir brauchen die Räume, um unserer Bürgerpflicht nachzukommen, obwohl uns nicht die 
finanziellen Mittel wie Parteien und Verbänden zur Verfügung stehen.
Nach dem Grundgesetz wirken Parteien bei der politischen Willensbildung mit. Parteien 
sind ein Organ der politischen Willensbildung. Leider verstehen sich Parteien in der Praxis 
als das Organ der politischen Willensbildung.

Sie widmen sich leidenschaftlich dem systematischen Ausbau der Bürgerbeteiligung in Stuttgart. 
Sie möchten nicht auf Expertisen der BürgerInnen verzichten, um kluge politische 
Entscheidungen zu treffen. So haben wir doch eine gemeinsame Schnittmenge in unseren 
Zielen.

Wir bitten Sie um einen Gesprächstermin, um eine gemeinsame Lösung zu finden, und die kann 
nicht die Androhung eines Mahnverfahrens sein und uns keine weitere Nutzung des Offenen 
Rathauses zu gewähren - und das im Namen der Gleichbehandlung. 
Wir gehen davon aus, dass im Etat Geld für Bürgerbeteiligung vorgesehen ist. Oder müssen 
Bürgerinnen und Bürger das Rathaus besetzen, um das Rathaus nutzen zu können?

A propos: Wir wissen, im Mai ist die nächste Kommunalwahl.

Mit freundlichen Grüßen

im Auftrag der Initiative BürgerInnen-Parlament

Andrea Schmidt

mitmachen-ohne-mitzuspielen.de



Mit TTIP (Transatlantisches Handels- und Investitionsab-
kommen) soll eine Freihandelszone zwischen EU und USA 
entstehen, die fast die Hälfte der Wirtschaftskraft der Welt 
vereinigt. Doch was uns als Chance für mehr Arbeitsplätze 
verkauft wird, ist in Wirklichkeit ein Generalangriff auf 
demokratische Rechte, Sozial- und Umweltstandards.

TTIP steht nicht allein: CETA, das Freihandelsabkommen 
zwischen der EU und Kanada soll bereits jetzt unterzeich-
net werden. Doch die Rati�zierung können wir noch 
verhindern! TISA soll unsere Daseinsvorsorge (z. Bsp. 
Wasserversorgung, Bildung, Gesundheitswesen) im 
großen Stil privatisieren.

Staatliche Souveränität war gestern: Kommen CETA 
und TTIP, bekommen internationale Konzerne das Recht, 
vor außerstaatlichen Schiedsgerichten gegen z. Bsp. 
Sozial- und Umweltstandards zu klagen und aufgrund von 
Gewinnverlusten Schadenersatz zu fordern. Die Urteile 
wären bindend und unwiderru�ich - bezahlen müssen wir!

Erkämpfte Standards sind in Gefahr! Handels- und 
Investitionshemmnisse sollen mit TTIP abgebaut werden. In 
der Praxis heißt das: hart erkämpfte Standards wie 
Tarifverträge, Mindestlöhne und gewerkschaftliche Rechte 
sind einer sprunghaften Pro�tsteigerung im Weg und 
sollen weg. Auch letzte geschützte Bereiche der Daseins-
vorsorge werden dem Gewinnprinzip geöffnet und 
privatisiert. Die Folge: Eine weitere Umverteilung von unten 
nach oben und weitreichender Demokratieabbau.

Die Konzerne stehen in den Startlöchern: Die große 
Mehrheit in Deutschland will keine genmanipulierten 
Lebensmittel und kein Fracking – weder am Bodensee 
noch anderswo. Mit Fracking sollen märchenhafte Pro�te 
eingefahren werden, die Umweltzerstörung spielt keine 
Rolle. Dabei ist klar: Wir brauchen nicht niedrigere, 
sondern höhere Umweltstandards und ein weltweites 
Verbot von Fracking!

Tschüss Demokratie? Über all diese Themen verhandelt 
eine Handvoll Bürokraten und Wirtschaftslobbyisten hinter 
verschlossenen Türen und am Ende steht ein simples ja 
oder nein unserer Parlamente. Gegen unsere Interessen 
soll hinter unserem Rücken unser Wahlrecht weiter entwer-
tet und die demokratische Handlungsfreiheit maßgeblich 
eingeschränkt werden.
Der Lobbyein�uss der „global Player“ wird weiter steigen 
und es wird fast unmöglich werden, Regulierungen im 
Sinne des Allgemeinwohls gegen sie durchzusetzen. So 
funktioniert keine Demokratie!

Stoppt die Freihandelsfalle! International werden die 
Freihandelsabkommen die negativen Auswirkungen des 
Kapitalismus weiter verstärken: Kriegsgefahr, weltweite 
Armut und die Verteilungsungerechtigkeit werden weiter 
zunehmen, denn es geht um knallharten Wettbewerb und 
nicht um Solidarität. Es hängt von unserem internationalen 
Widerstand ab, TTIP und die anderen Abkommen zu 
verhindern.

MACH MIT! INFORMIERE DICH ÜBER DIE EUROPAWEITE BÜRGERINITIATIVE GEGEN TTIP/CETA
(WWW.STOP-TTIP.ORG) UND SEI AM 11.OKTOBER MIT DABEI, WENN WIR EUROPAWEIT FÜR DEN ERHALT
UND AUSBAU UNSERER SOZIALEN, ÖKOLOGISCHEN UND DEMOKRATISCHEN STANDARDS DEMONSTRIEREN!

Was ist TTIP?
Das Transantlantic Trade and Invest-
ment Partnership ist ein Freihandelsab-
kommen zwischen EU und USA. Neben 
Zöllen sollen auch alle Arten von Handels-
hemmnissen abgebaut werden. Zukünfti-
ge Regulierungskooperation und gegen-
seitige Anerkennung von Standards - zum 
Beispiel in Produktionsprozessen - sollen 
beschlossen werden. Von Nahrungsmit-
telimporten, Kennzeichungsp�ichten, 
Datenschutz, über Finanzmarktregulie-
rung, Dienstleistungen, öffentlicher Ver- 
gabeprozeduren und Konzernklagerech-
ten steht alles auf dem Verhandlungsplan. 
Seit 2013 wird verhandelt.

Was ist CETA?
Das Comprehensiv Econo-
mic and Trade Agreement 
ist ein Freihandelsabkommen 
zwischen EU und Kanada. 
Inhaltlich ist es genau so breit 
angelegt wie TTIP und zielt 
auf Liberalisierung und 
Deregulierung. Auch die um- 
strittenen Klagerechte von 
Unternehmen gegen Staaten 
sind integriert. Die Verhand-
lungen sind derzeit abge- 
schlossen und es folgt der 
Rati�zierungsprozess in den 
Parlamenten der einzelnen 
Mitgliedstaaten - diesen 
müssen wir stoppen!

Was ist Fracking?
Um die letzten Gas- und Ölreserven zu fördern, werden 
unter hohem Druck riesige Mengen Wasser, Sand und 
hochgiftige Chemikalien in Gesteinsschichten gepresst. 
Dabei kann nicht gewährleistet werden, dass das Gift nie 
in Grundwasser führende Schichten gelangt. Das 
zurückgepumpte "Frac"-Wasser  ist hoch kontaminiert 
und kann nirgends umweltgerecht entsorgt werden. 
Viele Vorfälle in den USA zeigen, dass Kontaminationen 
von  Grundwasser und Vergiftungen von Anwohnern 
statt�nden. Fracking hinterlässt eine zerstörte Umwelt. 
Auch in Deutschland soll Fracking jetzt zugelassen 
werden.
In Baden-Württemberg hat das Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau (LGRB) in Freiburg 2013 - mit 
Tolerierung der Landesregierung - die beiden Fracking-
Erkundungslizenzen am Bodensee verlängert. Der 
Bodensee ist einer der größten Trinkwasserspeicher 
Europas und versorgt 5 Mio. Menschen mit Trinkwasser. 

Was ist TISA?
Das Trade in Services 
Agreement ist der Versuch, 
öffentliche Dienstleistungen 
quasi weltweit den Pro�tinter-
essen der großen Unterneh-
men zu unterwerfen. TISA 
wird zur Folge haben, dass 
öffentliche Dienste nicht 
wieder rekommunalisiert wer- 
den können, dass inner- 
staatliche Vorschriften zum 
Arbeits-, Umwelt- und Ver- 
braucherschutz keinen Be- 
stand mehr haben und dass 
Regulierungsmöglichkeiten 
des Staates massiv einge- 
schränkt werden. 


